
 

  

S 10 KR 1371/00

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 4
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Kostenerstattung, Arzneimittel,

Sachleistung, Warenverkaufsfreiheit,
Dienstleistungsfreiheit, EU-Ausland

Leitsätze Behandlungenim EU-Ausland. Für
Arzneimittel, die im EU-Ausland ohne
ärztliche Verordnung beschafft worden
sind, besteht kein Erstattungsanspruch
nach § 13 Abs 2 SGB 5. Er ergibt sich
auch nicht aus EU-Recht. Es liegt weder
ein Verstoß gegen die
Dienstleistungsfreiheit noch gegen die
Warenverkaufsfreiheit vor.

Normenkette SGB V §§ 13 Abs. 2, 16 Abs. 1, 18 Abs 3

1. Instanz

Aktenzeichen S 10 KR 1371/00
Datum 06.12.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KR 5020/00
Datum 27.09.2002

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤ger wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten des Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten.

Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist zwischen den Beteiligten, ob die Beklagte verpflichtet ist, den KlÃ¤gern
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verauslagte Kosten von Â¤ 1.463,71 in HÃ¶he der VergÃ¼tung, die die Beklagte bei
Erbringung als Sachleistung hÃ¤tte tragen mÃ¼ssen, zu erstatten, und die KlÃ¤ger
ferner die Feststellung begehren kÃ¶nnen, dass ihnen die Beklagte zukÃ¼nftig
entstehende Kosten der Ã¤rztlichen Behandlung und Versorgung mit Arznei-, Heil-
und Hilfsmitteln in Staaten der EuropÃ¤ischen Union (EU) zu Ã¼bernehmen hat,
soweit diese im Rahmen des Â§ 13 Abs. 2 des FÃ¼nften Buches des
Sozialgesetzbuchs (SGB V) erstattungsfÃ¤hig sind.

Der am 1930 geborene KlÃ¤ger ist bei der Beklagten auch Ã¼ber den 31. MÃ¤rz
2002 hinaus freiwil-lig versichert; seine am 1950 geborene Ehefrau, die KlÃ¤gerin,
ist Ã¼ber ihn bei der Beklagten ent-sprechend familienversichert. Beide Versicherte
haben bei der Beklagten mindestens seit 1989 Kostenerstattung nach Â§ 13 Abs. 2
SGB V gewÃ¤hlt. Bei den KlÃ¤gern besteht eine Zusatzversi-cherung bei der B â�¦
Die KlÃ¤ger halten sich, nachdem sie Wohneigentum auf T./Spanien erworben
haben, in jedem Jahr mehrere Monate dort auf, ebenso auch in anderen LÃ¤ndern
der EU. Zu-nÃ¤chst erstattete die Beklagte den KlÃ¤gern bei fÃ¼r Ã¤rztliche
Behandlung und Versorgung mit Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln in EU-Staaten,
insbesondere in Spanien, verauslagten Kosten im Rahmen des Â§ 13 Abs. 2 SGB V.
Nachdem der KlÃ¤ger fÃ¼r sich und seine Frau mit Schreiben vom 05. Mai 1999
u.a. erneut Rechnungen fÃ¼r in Spanien in Anspruch genommene Massagen,
Krankengymnastik und Fango zur Erstattung eingereicht hatte, teilte die Beklagte
dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 28. Juli 1999 zunÃ¤chst mit, dass in Zukunft fÃ¼r
solche verauslagten Rechnun-gen keine Kosten mehr erstattet werden kÃ¶nnten.
Dagegen legten die KlÃ¤ger Widerspruch ein. Sie wiesen darauf hin, dass sie bis zu
sechs Monate im Jahr in T. lebten, den Rest in Deutschland seien. Auch wÃ¤hrend
des Wohnaufenthalts in Deutschland seien sie bis zu zwei Monaten in Ã�sterreich,
Italien, Frankreich oder Holland unterwegs. Mit Schreiben vom 11. August 1999 wies
die Beklagte die KlÃ¤ger darauf hin, bei einem Ã¼berwiegenden bzw. stÃ¤ndigen
Aufenthalt in Spanien wÃ¤re eine Einschreibung zur Sachleistungsaushilfe durch
den dortigen Krankenversiche-rungstrÃ¤ger erforderlich. Nach vollzogener
Einschreibung richteten sich die AnsprÃ¼che nach den in Spanien maÃ�geblichen
Vorschriften. Die KlÃ¤ger machten weiter geltend, der ihnen genannte Vordruck E
111 werde im Ausland nicht anerkannt. Danach wies die Beklagte mit Schreiben
vom 20. Oktober 1999 darauf hin, dass fÃ¼r die Leistungsaushilfe durch den
spanischen TrÃ¤ger der Krankenversicherung in ihrem Fall eine Einschreibung mit
dem Formular E 106 (Bescheini-gung des Anspruchs der in einem anderen als dem
zustÃ¤ndigen Staat wohnenden Versicherten auf Sachleistungen bei Krankheit und
Mutterschaft) erforderlich sei, das beigefÃ¼gt war. Ob nach der Einschreibung
beispielsweise Massagen nach spanischem Recht von dem dortigen TrÃ¤ger
Ã¼bernommen wÃ¼rden, sei in Spanien in Erfahrung zu bringen. Aufgrund der
Bescheinigung E 106 waren die KlÃ¤ger, die unter dem 20. September 1999 der
Beklagten angekÃ¼ndigt hatten, Deutschland in ungefÃ¤hr sechs Wochen wieder
zu verlassen, seit 08. November 1999 beim spa-nischen TrÃ¤ger der
Krankenversicherung in S. gefÃ¼hrt. Mit Schreiben vom 14. MÃ¤rz 2000 Ã¼ber-
sandte der KlÃ¤ger der Beklagten neben weiteren Arztbriefen eine Ã¤rztliche
Bescheinigung des Dr. W., Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin, in B. vom 08.
November 1999, wonach dieser Arzt beim KlÃ¤ger intensive physikalische
BehandlungsmaÃ�nahmen befÃ¼rwortete; ferner legte der KlÃ¤ger eine Rechnung
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der Massagepraxis S. in C., Spanien, vom 06. MÃ¤rz 2000 Ã¼ber 65.000 Pts. fÃ¼r
zehn Massagen, Fango und Krankengymnastik sowie dazu ein entsprechendes
Rezept des Dr. W. vom 03. Januar 2000 und ferner eine Rechnung des Laboratorio
de A. Clinicos K. J.- in A., T., vom 07. Februar 2000 Ã¼ber 9.500 Pts. und zwei
Rechnungen von Apotheken in Spanien Ã¼ber die Inanspruchnahme von
Medikamenten zur Erstattung vor. Zu den Apothekenrechnungen wies der KlÃ¤ger
darauf hin, die gekauften Medikamente habe ihm Dr. W. telefonisch genannt; er
habe sich diese dann fÃ¼r 335 und 9.910 Pts. besorgt. Mit Schreiben vom 05. April
2000 wies die Beklagte dann darauf hin, die Einschreibung beim spanischen
TrÃ¤ger der Krankenversicherung sei mit dem Vordruck E 106 ab 08. November
1999 bestÃ¤tigt worden. Es kÃ¶nne und mÃ¼sse nun der spanische TrÃ¤ger im
Wege der Leistungsaushilfe in Anspruch genommen werden. Eine Ko-stenerstattung
komme nur noch, wenn auch ohne Anerkennung einer Rechtsverpflichtung, fÃ¼r
Rechnungen, die eine medizinisch notwendige Versorgung vor dem 08. November
1999 betrÃ¤-fen, in Betracht. Dazu fÃ¼hrten die KlÃ¤ger noch aus, dass es in ihrem
Fall nicht um die Inan-spruchnahme von Sachleistungen, sondern um die
Kostenerstattung nach Â§ 13 Abs. 2 SGB V gehe. Im Ã�brigen handle es sich bei Dr.
W., der die Verordnungen Ã¼ber Massagen, Fango und Krankengymnastik
ausgestellt habe, um einen in Deutschland ansÃ¤ssigen zugelassenen Vertrags-arzt.
Ihr Anspruch auf Kostenerstattung stÃ¼tze sich auf das Recht der EU sowie Urteile
des Eu-ropÃ¤ischen Gerichtshofs (EuGH). Mit Widerspruchsbescheiden vom 16. Juni
2000 wies der bei der Beklagten eingesetzte Widerspruchsausschuss I die
WidersprÃ¼che der KlÃ¤ger zurÃ¼ck. Die KlÃ¤ger erhoben jeweils am 23. Juni 2001
dagegen getrennte Klagen beim Sozialgericht (SG) Mannheim, die unter den
Aktenzeichen S 10 KR 1370/00 und 1371/00 gefÃ¼hrt wurden. Mit Be-schluss vom
06. Dezember 2000 wurden beide Klageverfahren zur gemeinsamen Verhandlung
und Entscheidung unter dem Aktenzeichen S 10 KR 1371/00 verbunden. Der
KlÃ¤ger begehrte nach Â§ 13 Abs. 2 SGB V die Erstattung von DM 2.637,68. Dazu
legte er noch eine weitere Rechnung der genannten Massagepraxis vom 04. Januar
2000 mit einer Verordnung des Dr. W. vom 09. November 1999 vor. Der KlÃ¤ger
reichte noch drei weitere Apothekenrechnungen spani-scher Apotheken Ã¼ber
7.795,- Pts. ein. Die KlÃ¤gerin begehrte nach Â§ 13 Abs. 2 SGB V die Er-stattung von
DM 244,50 und legte dazu eine Rechnung der oben genannten spanischen Massa-
gepraxis vom 08. Mai 2000 Ã¼ber 20.800 Pts. fÃ¼r acht Massagen zusammen mit
einer Verordnung des Dr. W. vom 01. Dezember 1999 vor. Ferner begehrten die
KlÃ¤ger die Feststellung, dass die Beklagte ihnen gegenÃ¼ber auch zukÃ¼nftig
Kosten fÃ¼r Ã¤rztliche Behandlung und fÃ¼r die Versor-gung von Arznei-, Heil-
oder Hilfsmitteln in EU-Staaten zu Ã¼bernehmen habe, soweit diese im Rahmen
des Â§ 13 Abs. 2 SGB V erstattungsfÃ¤hig seien. Sie machten geltend, die Beklagte
be-werte das Recht der EuropÃ¤ischen Gemeinschaft fehlerhaft. Art. 28 der EWG-
Verordnung Nr. 1408/71 erlaube dem Versicherten, ohne zusÃ¤tzliche Kosten
Sachleistungen fÃ¼r Rechnung des zustÃ¤ndigen TrÃ¤gers nach den
Rechtsvorschriften des Staates zu erhalten, in dem die Lei-stungen erbracht
wÃ¼rden, wenn dies wegen des Gesundheitszustands des Versicherten erforder-lich
sei. Bei zweckgerichteter Auslegung regle diese Bestimmung hingegen nicht den
Fall, dass die Kosten fÃ¼r eine in einem anderen Mitgliedstaat erbrachte
Behandlung zu den SÃ¤tzen erstattet wÃ¼rden, die im Versicherungsstaat gelten
wÃ¼rden und hindere die Mitgliedstaaten daher nicht an einer solchen Erstattung.
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Im Zuge der Verwirklichung der Dienstleistungs- und Warenverkehrs-freiheit seien
ihnen die Kosten der eingereichten Rechnungen und kÃ¼nftig einzureichender Rech-
nungen zu erstatten, soweit diese im Inland erstattungsfÃ¤hig seien. Im Ã�brigen
sei auf die Urteile des EuGH vom 28. April 1998 zu verweisen. Hilfsweise sei der
Rechtsstreit auszusetzen und die gestellten Rechtsfragen seien dem EuGH zur
Entscheidung vorzulegen. Die Beklagte trat den Klagen unter Vorlage ihrer
Verwaltungsakten entgegen. Â§ 13 Abs. 2 SGB V basiere auf dem
Sachleistungsprinzip. Da Kostenerstattung nur anstelle der Sach- oder
Dienstleistung erfolge, dÃ¼rften Kosten nur fÃ¼r Leistungen vergÃ¼tet werden, die
als Sachleistung zu erbringen wÃ¤ren. Dem Grunde nach gelte weiterhin ein
Sachleistungsanspruch. Sie habe die KlÃ¤ger zutreffend darauf hingewiesen,
Sachleistungen des spanischen TrÃ¤gers nach den fÃ¼r diese geltenden
Rechtsvorschriften in Anspruch zu nehmen. Die von den KlÃ¤gern angefÃ¼hrten
Urteile des EuGH seien hier nicht anwendbar, da sie Sachverhalte betrÃ¤fen, in
denen die Betroffenen in einem Mitgliedsstaat lebten und Leistungen in einem
anderen Mitgliedsstaat in Anspruch nÃ¤h-men. Die KlÃ¤ger lebten jedoch in Spanien
und begehrten auch die Erstattung fÃ¼r Leistungen, die sie in Spanien in Anspruch
genommen hÃ¤tten oder dort kÃ¼nftig in Anspruch nehmen wollten. Im Ã�brigen
seien die Urteile nicht fÃ¼r das Sachleistungsprinzip anwendbar. Durch die
Einschrei-bung der KlÃ¤ger beim spanischen VersicherungstrÃ¤ger sei weiter
gesichert, dass sie am Wohnort in Spanien Leistungen durch den spanischen
TrÃ¤ger erhalten kÃ¶nnten. Damit kÃ¶nne nicht be-hauptet werden, dass ihnen die
Inanspruchnahme von Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln sowie am-bulanter Ã¤rztlicher
Behandlung versagt werde. Mit Urteil vom 06. Dezember 2000, den
ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤ger gegen Empfangs-bekenntnis am 12.
Dezember 2000 zugestellt, wies das SG die Klage ab. Auf die Entscheidungs-
grÃ¼nde wird Bezug genommen.

Gegen dieses Urteil haben die KlÃ¤ger am 22. Dezember 2000 schriftlich Berufung
beim Landes-sozialgericht (LSG) eingelegt. Die KlÃ¤ger machen geltend, die
Beklagte habe ihnen von veraus-lagten Kosten in HÃ¶he von Â¤ 1.463,71 nach Â§
13 Abs. 2 SGB V Kosten der VergÃ¼tung, die die Beklagte bei Erbringung als
Sachleistung zu tragen hÃ¤tte, zu erstatten. FÃ¼r das in den Â§Â§ 16 Abs. 1 Nr. 1
und 18 Abs. 3 Satz 3 SGB V verankerte TerritorialitÃ¤tsprinzip gebe es keine hinrei-
chende Rechtfertigung mehr, ohne die Grundrechte auf Warenverkehrs- und
Dienstleistungsfrei-heit zu verletzen. Dies werde durch die Urteile des EuGH vom
28. April 1998 bestÃ¤tigt. Denn auch im vorliegenden Fall gehe es um Leistungen,
fÃ¼r die Kostenerstattung nach Â§ 13 Abs. 2 SGB V gelte. Gerade das System der
Kostenerstattung setze auf Vorteile erhÃ¶hten Wettbewerbs aller Teilnehmer des
Marktes. Dem stehe nicht entgegen, dass die Kostenerstattung nur auf ver-traglich
zugelassene Leistungserbringer beschrÃ¤nkt sei. Das nationale Zulassungssystem
kÃ¶nne nicht auf das EU-Ausland Ã¼bertragen werden. Eine sich sonst ergebende
InlÃ¤nderdiskriminierung sei unzulÃ¤ssig. Die BeschrÃ¤nkung der Dienstleistungs-
und Warenverkehrsfreiheit kÃ¶nne hier auch nicht durch das Anliegen, das
finanzielle Gleichgewicht des Systems der sozialen Sicher-heit aufrechtzuerhalten,
gerechtfertigt werden. Die Nichterstattung von Kosten fÃ¼r Arznei-, Heil- und
Hilfsmittel sei geeignet, die Einfuhr von in anderen EU-Mitgliedsstaaten gekauften
Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln zu hemmen und verstoÃ�e deshalb gegen den
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Grundsatz des freien Waren-verkehrs. Durch die Erstattung der Kosten fÃ¼r
Arzneimittel, die von einem Vertragsarzt in Deutschland verschrieben worden seien,
entstehe auch keine finanzielle Mehrbelastung fÃ¼r die Kassen im Inland. Im
Ã�brigen habe die Beklagte zwischenzeitlich fÃ¼r Arzneimittel, die im In-land
verordnet und im Ausland gekauft worden seien, die Kostenerstattung akzeptiert,
wie sich aus dem vorgelegten Schreiben vom 19. Juni 2002 ergebe. Das SG habe
sich auch nicht mit der Frage der Exportpflicht von Sozialleistungen ins EU-Ausland
auseinandergesetzt, die sich aus Art. 7 Abs. 2 der EWG-Verordnung Nr. 1612/68
ableiten lasse. Danach solle eine versteckte und mittelbare Diskriminierung
ausgeschlossen sein. Es gehe hier nicht um die Mitnahme von Sach-
leistungsansprÃ¼chen, sondern von KostenerstattungsansprÃ¼chen. Soweit die
Beklagte auf die MÃ¶glichkeit der Leistungsaushilfe verweise und darauf, dass sie
diese nicht genutzt hÃ¤tten, sei zu berÃ¼cksichtigen, dass ihnen der Vollzug der
Einschreibung erst im MÃ¤rz 2000 mitgeteilt worden sei, wobei die Beklagte bis
heute offengelassen habe, ob sich die Einschreibung nach den Vor-drucken E 106
oder E 111 richte. Sie hÃ¤tten sich im Ã�brigen intensiv bemÃ¼ht, ihre gesetzlichen
AnsprÃ¼che innerhalb der Leistungsaushilfe durchzusetzen. Ihr Wohnort liege im
Ã�brigen in Deutschland. Es mÃ¼sse auch berÃ¼cksichtigt werden, dass sie z.B.
hinsichtlich der Krankengym-nastik Leistungen in Anspruch genommen hÃ¤tten und
auch kÃ¼nftig in Anspruch nehmen wollten, die zwar Gegenstand der deutschen,
nicht jedoch der spanischen Krankenversicherung seien. Es bestÃ¼nden
Unterschiede im Leistungsrecht zwischen dem deutschen und dem spanischen Kran-
kenversicherungsrecht. Auf eine Gleichstellung mit den spanischen Versicherten
kÃ¶nnten sie auch deswegen nicht verwiesen werden, da sie weiterhin Mitglieder
der Beklagten seien und als Mitglieder der deutschen Versichertengemeinschaft
BeitrÃ¤ge an die Beklagte entrichteten. Die Entscheidungen des EuGH aus dem
Jahre 1998 seien nun durch dessen Urteile vom 12. Juli 2001 bestÃ¤tigt werden. Bei
ambulanten Auslandsbehandlungen sei auch keine GefÃ¤hrdung des deut-schen
Gesundheitswesens zu erkennen, da die Ausgaben fÃ¼r alle medizinischen
Leistungen im Ausland nur einen Anteil von 0,29 vom Hundert (v.H.) an den
Gesamtausgaben ausmachen wÃ¼r-den; nur die stationÃ¤re
Krankenhausbehandlung weise Besonderheiten auf, die eine EinschrÃ¤n-kung der
Dienstleistungsfreiheit rechtfertigen kÃ¶nnten. Damit sei ihr Anspruch auf Kostener-
stattung hinsichtlich der bereits verauslagten Kosten gerechtfertigt. Auch ihre
Feststellungsklage sei zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Sie hÃ¤tten zumindest ein
wirtschaftliches Interesse an der Feststel-lung, welche Leistungen im Wege der
Kostenerstattung zu Lasten der Krankenkasse mÃ¶glich seien. Denn die Beklagte
habe darauf hingewiesen, dass auch fÃ¼r kÃ¼nftige FÃ¤lle keine Kostener-stattung
mehr erfolgen kÃ¶nne, sondern auf das Verfahren der Leistungsaushilfe verwiesen
werde. Ihnen sei nicht zumutbar, im Falle der tatsÃ¤chlichen Ã¤rztlichen
Verordnung eines Medikaments oder der Inanspruchnahme von Heil- oder
Hilfsmitteln die die Kostenerstattung ablehnende Ent-scheidung in jedem Einzelfall
abzuwarten.

Die KlÃ¤ger beantragen,

das Urteil des Sozialgerichts Mannheim vom 06. Dezember 2000 aufzuhe-ben und
die Beklagte unter Aufhebung des Bescheids vom 28. Juli 1999 in der Gestalt der
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Widerspruchsbescheide vom 16. Juni 2000 zu verurteilen, die von ihnen
verauslagten Kosten in HÃ¶he von Â¤ 1.463,71 nach Â§ 13 Abs. 2 des FÃ¼nften
Buches des Sozialgesetzbuchs in HÃ¶he der VergÃ¼tung, die die Beklagte bei
Erbringung als Sachleistung zu tragen hÃ¤tte, zu er-statten, ferner festzustellen,
dass die Beklagte ihnen zukÃ¼nftig entstehende Kosten der Ã¤rztlichen
Behandlung und Versorgung mit Arznei-, Heil- oder Hilfsmitteln in Staaten der
EuropÃ¤ischen Union zu Ã¼bernehmen hat, soweit diese im Rahmen des Â§ 13 Abs.
2 des FÃ¼nften Buches des Sozialgesetz-buchs erstattungsfÃ¤hig sind, hilfsweise
den Rechtsstreit auszusetzen und dem EuropÃ¤ischen Gerichts-hof die folgende
Frage zu Vorabentscheidung vorzulegen: Sind die Art. 28 (Warenverkehrsfreiheit)
und Art. 49 (Dienstleistungsfreiheit) EWG-Vertrag dahin auszulegen, dass sie einer
Regelung entgegenstehen, die das Ruhen der AnsprÃ¼che auf Ã�bernahme der
Kosten fÃ¼r erstattungsfÃ¤hige Leistungen anordnen, wenn die Leistungen, welche
Ã¤rztliche Behandlun-gen sowie die Versorgung mit Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln
betreffen, in einem anderen Mitgliedsstaat als dem Wohnstaat des Versicherten
erbracht werden und der Versicherte sich lÃ¤nger als sechs Wochen innerhalb eines
Kalenderjahres in einem anderen Mitgliedsstaat aufhÃ¤lt?, weiter hilfsweise, die
Revision zuzulassen, zum Beweis dafÃ¼r, dass die Ausgaben fÃ¼r alle
medizinischen Leistungen im Ausland nur einen Anteil von 0,29 vom Hindert (v.H.)
an den Gesamt-ausgaben des Gesundheitswesen in Deutschland ausmachen und
nur die stationÃ¤re Krankenhausbehandlung Besonderheiten aufweist, die eine Ein-
schrÃ¤nkung der Dienstleistungsfreiheit rechtfertigen, ein SachverstÃ¤ndi-
gengutachten einzuholen, fÃ¼r den Leistungsumfang der spanischen Kran-
kenversicherung zum Beweis dafÃ¼r, dass die Kosten fÃ¼r psychiatrische
Behandlung und Behandlung beim Zahnarzt nicht vollstÃ¤ndig Ã¼bernom-men
werden, sondern nur Extraktion und Regelleistungen, aber keine
Zahnersatzleistungen, ein Gutachten des Institutio Nacional de la Seguri-dad in S.
(Anschrift in den Akten) einzuholen sowie ein SachverstÃ¤ndi-gengutachten und
eine Auskunft der Beklagten zum Leistungsspektrum der spanischen gesetzlichen
Krankenversicherung einzuholen dazu, dass das Leistungsspektrum der spanischen
Krankenversicherung insgesamt niedriger ist als das der deutschen, ferner soll
geklÃ¤rt werden, dass in Spa-nien keine vertragsÃ¤rztliche ambulante Versorgung
besteht und dass die Beklagte keine entsprechenden VertrÃ¤ge mit
niedergelassenen Ã�rzten ab-geschlossen hat, ferner, dass das gesetzliche
spanische Krankenversiche-rungssystem keine Leistungen bezÃ¼glich Heil- und
Hilfsmittel zur VerfÃ¼-gung stellt, die dem deutschen Leistungsspektrum
entsprechen, zum Beweis dafÃ¼r ein SachverstÃ¤ndigengutachten einzuholen,
dass ihr Le-bensmittelpunkt in Deutschland liegt, sie anzuhÃ¶ren, sie sollen auch
dazu angehÃ¶rt werden, dass sie alles versucht haben, die ihnen zustehenden Lei-
stungsaushilfen zu nutzen und die von der Beklagten veranlasste Ein-schreibung
und deren Vollziehung erst im MÃ¤rz 2000 mitgeteilt wurde, hierfÃ¼r Beweis wie
zuvor.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen, hilfsweise die Sache dem EuGH zur KlÃ¤rung der
vom BevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤ger gestellten Fragen im Wege der
Vorabentscheidung vorzulegen.
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Sie hÃ¤lt das angegriffene Urteil und die streitbefangenen Bescheide fÃ¼r
zutreffend. Die Urteile des EuGH vom 28. April 1998 seien fÃ¼r den vorliegenden
Sachverhalt nicht einschlÃ¤gig. Die darin aufgestellten GrundsÃ¤tze lieÃ�en sich
auf den Fall der KlÃ¤ger nicht Ã¼bertragen, da es dort von vornherein um
Erstattungsleistungen gegangen sei, d.h. die Versicherten hÃ¤tten keinen
Sachleistungs-, sondern nur einen Erstattungsanspruch gegen ihre Versicherung
gehabt. Der EuGH habe ihnen freigestellt, wo sie die den Erstattungsanspruch
auslÃ¶sende medizinische Ver-sorgung durchfÃ¼hren wollten. Das EU-Recht sehe
die Mitnahme des Sachleistungsanspruchs in das Vertragsausland vor. Die
Mitgliedschaft bei ihr bleibe erhalten, der spanische TrÃ¤ger helfe fÃ¼r sie aus,
indem er die Leistungen in dem Umfang erbringe, wie er dies fÃ¼r die bei ihm versi-
cherten Person tue und dann mit der Beklagten abrechne. Diese MÃ¶glichkeit
hÃ¤tten die KlÃ¤ger allerdings bewusst nicht genutzt. Deswegen bestehe auch an
sich kein Anlass, dem EuGH Fragen zur Auslegung der Vertragsvorschriften
vorzulegen oder deren Vereinbarkeit mit dem EWG-Vertrag prÃ¼fen zu lassen.
Wenn unterstellt werde, dass die Versorgung durch die spanische Ver-sicherung
tatsÃ¤chlich unzulÃ¤nglich wÃ¤re oder Zusatzkosten erfordern wÃ¼rde, berÃ¼hre
das die FreizÃ¼gigkeit nicht. Denn es sei sichergestellt, dass die KlÃ¤ger dennoch
das bekommen wÃ¼rden, was dem Einheimischen zustehe. FÃ¼r eine
Gleichstellung sei gesorgt. Art. 51 des EWG-Vertrags verbiete zwar die
Diskriminierung, eine solche sei jedoch hier nicht ersichtlich. Es werde dazu auch
auf die Urteile des SG DÃ¼sseldorf vom 09. MÃ¤rz 2001 â�� S 34 KR 277/98 â��
und des Bayri-schen LSG vom 15. Dezember 2000 â�� L 4 KR 59/00 â�� verwiesen,
die vorgelegt wurden.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird
auf die Verwaltungsakten der Beklagten sowie die Akten beider RechtszÃ¼ge Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die entsprechend den Form- und Fristvorschriften des Â§ 151 Abs. 1 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) eingelegte Berufung der KlÃ¤ger ist zulÃ¤ssig und
auch statthaft, aber sachlich nicht be-grÃ¼ndet. Die angegriffenen Bescheide sind
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen die KlÃ¤ger nicht in ihren Rechten.

Die KlÃ¤ger haben keinen â�� jetzt noch mit der Berufung verfolgten â�� Anspruch
auf Erstattung von Â¤ 1.463,71, weder in voller HÃ¶he noch teilweise. Dies hat das
SG zutreffend entschieden. Es besteht kein Anspruch auf Erstattung von Kosten
fÃ¼r den Kauf von Arzneimitteln, die sich der KlÃ¤ger bei einer spanischen
Apotheke ohne Vorlage eines Rezepts eines spanischen oder eines deutschen
Arztes beschafft hat. Ferner hat der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf Erstattung der Auf-
wendungen fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung einer Blutuntersuchung, hinsichtlich der er die
Rechnung eines spanischen Untersuchungslabors vom 07. Februar 2000 vorgelegt
hat. SchlieÃ�lich haben die KlÃ¤ger keinen Anspruch auf Erstattung von Kosten
fÃ¼r von Dr. W., einem in der Bundesrepublik Deutschland niedergelassenen und
zugelassenen Vertragsarzt, verordneten Heilmitteln in Form von Massagen, Fango
und Krankengymnastik (beim KlÃ¤ger) sowie von Massagen (bei der KlÃ¤-gerin), die
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die KlÃ¤ger in Spanien bei der Massagepraxis S. haben durchfÃ¼hren lassen. Die
KlÃ¤ger, die schon mindestens seit dem Jahre 1989 Kostenerstattung bei der
Beklagten in Anspruch genommen und sich auch nach dem Inkrafttreten des Â§ 13
Abs. 2 SGB V weiterhin fÃ¼r die Option der Kostenerstattung entschieden hatten,
stÃ¼tzen den Anspruch auf die genannte Norm. Danach gilt: Freiwillige Mitglieder
sowie nach Â§ 10 SGB V versicherte Familienmitglie-der kÃ¶nnen fÃ¼r die Dauer
der freiwilligen Versicherung anstelle der Sach- oder Dienstleistung
Kostenerstattung wÃ¤hlen. Es dÃ¼rfen nur die im Vierten Kapitel genannten
Leistungserbringer in Anspruch genommen werden. Die Inanspruchnahme von
Leistungserbringern nach Â§ 95b Abs. 3 Satz 1 SGB V im Wege der
Kostenerstattung ist ausgeschlossen. Anspruch auf Erstattung be-steht hÃ¶chstens
in HÃ¶he der VergÃ¼tung, die die Krankenkasse bei Erbringung als Sachleistung zu
tragen hÃ¤tte. Die Satzung hat das Verfahren der Kostenerstattung zu regeln. Sie
hat dabei ausrei-chende AbschlÃ¤ge vom Erstattungsbetrag fÃ¼r
Verwaltungskosten und fehlende Wirtschaftlich-keitsprÃ¼fungen vorzusehen und
eine bestimmte Mindestzeit festzulegen, fÃ¼r deren Dauer die Versicherten an die
Wahl der Kostenerstattung gebunden sind. Dem Anspruch auf Kostenerstat-tung
steht hier nicht entgegen, dass die KlÃ¤ger auch eine private Zusatzversicherung
abgeschlos-sen und dorther mÃ¶glicherweise Kostenerstattung erhalten haben. Da
Kostenerstattung nur an stelle der Sach- oder Dienstleistung erfolgt, dÃ¼rfen
Kosten nur fÃ¼r Leistungen vergÃ¼tet werden, die auch als Sachleistung gewÃ¤hrt
werden dÃ¼rfen. Daher setzt auch der Anspruch auf Arznei-mittel, Heil- oder
Hilfsmitteln eine Ã¤rztliche Verordnung voraus, aus der sich ergibt, dass ein Arzt die
Verantwortung fÃ¼r die Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit der Einnahme von Arz-
neimitteln bzw. der Erbringung von Heil- oder Hilfsmitteln Ã¼bernimmt. Nach Â§ 16
Abs. 1 Nr. 1 SGB V ruht der Anspruch auf Leistungen, solange Versicherte sich im
Ausland aufhalten, und zwar auch dann, wenn sie dort wÃ¤hrend eines
vorÃ¼bergehenden Aufenthalts erkranken, soweit in diesem Gesetzbuch nicht
Abweichendes bestimmt ist. Da die KlÃ¤ger sich zur Zeit der Inan-spruchnahme der
streitigen Leistungen in Spanien aufgehalten hatten, ruhte dementsprechend nicht
nur der Anspruch auf Sachleistungen gegen die Beklagte, sondern auch der an die
Stelle des Sachleistungsanspruchs getretene Anspruch auf Kostenerstattung. Der
Anspruch auf Kosten-erstattung nach Â§ 18 Abs. 3 SGB V scheidet hier schon
deswegen aus, weil sich die KlÃ¤ger, was von ihnen nicht bestritten wird, in der
streitigen Zeit spÃ¤testens seit 08. November 1999 jeweils 1999 und 2000 lÃ¤nger
als sechs Wochen in Spanien aufgehalten haben. Darauf, dass die KlÃ¤ger im
Ã�brigen ihren Lebensmittelpunkt in Deutschland hatten und haben, kommt es hier
nicht an. Entgegen der Ansicht der KlÃ¤ger ergibt sich ein
Kostenerstattungsanspruch hier auch nicht aus dem EU-Recht. Zwar ist zu
berÃ¼cksichtigen, dass die in Art. 59 EWG-Vertrag gewÃ¤hrleistete
Dienstleistungsfreiheit auch fÃ¼r TÃ¤tigkeiten im Bereich des Gesundheitswesens
gilt und als eine der elementaren Grundfreiheiten des Vertrags von den
Mitgliedsstaaten bei der Ausgestaltung ihrer Systeme der sozialen Sicherheit und
hier speziell der Krankenversicherung, beachtet wer-den muss. Eine nationale
Regelung, welche die Erbringung oder die Inanspruchnahme von Ge-
sundheitsdienstleistungen zwischen Mitgliedsstaaten im Ergebnis gegenÃ¼ber der
Erbringung oder der Inanspruchnahme solcher Leistungen im Innern eines
Mitgliedsstaates erschwert, ist danach grundsÃ¤tzlich unzulÃ¤ssig und kann nur
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ausnahmsweise aus GrÃ¼nden der Ã¶ffentlichen Ordnung, Sicherheit oder
Gesundheit oder aus anderen zwingenden GrÃ¼nden des Allgemein-wohls
gerechtfertigt sein (vgl. dazu Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 02. Oktober
2000 â�� B 1 KR 26/99 R â�� Umdruck S. 5/6 unter Bezugnahme auf Urteile des
EuGH). Soweit der KlÃ¤-ger die Erstattung von Kosten fÃ¼r bei spanischen
Apotheken ohne Ã¤rztliches Rezept erworbene Arzneimittel begehrt, liegt ein
solcher Sachverhalt der InlÃ¤nderdiskriminierung durch das deut-sche Recht nicht
vor. Denn es ist zu beachten, dass auch im Inland bei ohne Ã¤rztliche Verord-nung
gekauften Arzneimitteln keine Kostenerstattung nach Â§ 13 Abs. 2 SGB V
begrÃ¼ndet wer-den kann (vgl. BSGE 79, 257). Ein Unterschied bei der
Kostenerstattung hinsichtlich der Inan-spruchnahme von Arzneimitteln im Inland
sowie im Ausland, auch im EU-Ausland, wie in Spa-nien, besteht also nicht. Das
Erfordernis des Vorliegens jedenfalls einer Ã¤rztlichen Verordnung verstÃ¶Ã�t auch
nicht gegen EU-Recht. Dabei kommt es nicht darauf an, ob, wie vom KlÃ¤ger gel-
tend gemacht, die Beschaffung jeglicher Arzneimittel bei einer Apotheke in Spanien
keine Ã¤rztli-che Verordnung voraussetzt. Es ist auch nicht erkennbar, dass es dem
KlÃ¤ger nicht zumutbar gewesen sein kÃ¶nnte, einen Arzt zu konsultieren. Soweit
der KlÃ¤ger ein TelefongesprÃ¤ch mit Dr. W. angibt, wÃ¼rde dies nicht dem
Erfordernis einer Ã¤rztlichen Verordnung genÃ¼gen. Auch einen Notfall vermag der
Senat nicht zu bejahen, denn bei einem derartigen Sachverhalt hÃ¤tte es um so
mehr nahegelegen, dass ein Arzt die Verantwortung fÃ¼r die Einnahme der
Medikamente Ã¼bernommen hÃ¤tte. Darauf, dass das spanische
Krankenversicherungsrecht nach dem Vorbringen des KlÃ¤ger eine Ã¤rztliche
Arzneimittelverordnung nicht verlangt, kommt es nicht an. Den An-spruch auf
Kostenerstattung bei der Inanspruchnahme von Arzneimitteln ohne Ã¤rztliche
Verord-nung kann der KlÃ¤ger auch nicht auf die Warenverkehrsfreiheit stÃ¼tzen.
Auch bei der vom KlÃ¤ger veranlassten Blutuntersuchung, die in einem spanischen
Labor durch-gefÃ¼hrt worden ist, ist fÃ¼r den Senat nicht erkennbar, dass dem
eine Ã¤rztliche Anordnung zu-grunde gelegen hat. Dies hat der KlÃ¤ger auch nicht
geltend gemacht. Auch im Rahmen des Â§ 13 Abs. 2 SGB V bestÃ¼nde bei der so
selbst beschafften Leistung eines Labors im Inland kein Er-stattungsanspruch.

Soweit die KlÃ¤ger ferner Massagen, Fango und Krankengymnastik als Heilmittel bei
der Massa-gepraxis S. in Spanien in Anspruch genommen haben, haben sie dazu
zwar jeweils Ã¤rztliche Verordnungen des im Inland praktizierenden Vertragsarztes
Dr. W. vorgelegt. Dies rechtfertigt jedoch nicht einen Kostenerstattungsanspruch
nach Â§ 13 Abs. 2 SGB V, unabhÃ¤ngig davon, dass die Beklagte jetzt â�� wohl
entsprechend der Mitteilung der Bundesrepublik Deutschland an die Kommission
der EU vom 21. September 2001 â�� den KlÃ¤gern gegenÃ¼ber beim
Arzneimittelkauf in Apotheken eines anderen Mitgliedsstaates, sofern diesem die
Verordnung eines deutschen Vertragsarztes zugrunde liegt, eine Kostenerstattung
vornimmt. Bei Massagen, Fango und Kran-kengymnastik handelt es sich um die
Inanspruchnahme von Heilmitteln in Form von Dienstlei-stungen im Sinne des Â§ 32
SGB V. Nach dem System des deutschen Krankenversicherungsrechts erfolgt zur
Erreichung eines hohen Gesundheitsschutzes die Abgabe von solchen verordneten
Heilmitteln, die als Dienstleistungen erbracht werden, zu Lasten der Krankenkassen
nur durch zugelassene Leistungserbringer (vgl. Â§ 124 Abs. 1 SGB V). Auch nur die
Inanspruchnahme sol-cher zugelassener Leistungserbringer rechtfertigt die
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Kostenerstattung nach Â§ 13 Abs. 2 SGB V. Nach Â§ 124 Abs. 2 Satz 1 SGB V ist nur
zuzulassen, wer die fÃ¼r die Leistungserbringung erfor-derliche Ausbildung sowie
eine entsprechende, zur FÃ¼hrung der Berufsbezeichnung berechtigen-de Erlaubnis
besitzt (Nr. 1), eine berufspraktische Erfahrungszeit von mindestens zwei Jahren
nachweist, die innerhalb von zehn Jahren vor Beantragung der Zulassung in
unselbstÃ¤ndiger TÃ¤-tigkeit und in geeigneten Einrichtungen abgeleistet worden
sein muss (Nr. 2), Ã¼ber eine Praxis-ausstattung verfÃ¼gt, die eine
zweckmÃ¤Ã�ige und wirtschaftliche Leistungserbringung gewÃ¤hrlei-stet (Nr. 3)
und die fÃ¼r die Versorgung der Versicherten geltenden Vereinbarungen anerkennt
(Nr. 4). Dies dient neben der Erreichung eines hohen Gesundheitsschutzes auch der
GewÃ¤hrlei-stung einer zweckmÃ¤Ã�igen und wirtschaftlichen Leistungserbringung.
Es gelten also bei der Er-bringung dieser Heilmittel als Dienstleistungen auch
Besonderheiten, die durch zwingende GrÃ¼nde der Erreichung eines hohen
Gesundheitsschutzes und der Kostenbegrenzung geboten sind. Diese zwingenden
GrÃ¼nde rechtfertigen daher hier auch im Lichte der Rechtsprechung des EuGH
den Ausschluss des Anspruchs auf Kostenerstattung nach Â§ 13 Abs. 2 SGB V bei
der Be-schaffung der Heilmittel im EU-Ausland, etwa, wie hier, in Spanien. Darauf,
dass nach dem Vorbringen der KlÃ¤ger die in Anspruch genommenen Heilmittel im
System der gesetzlichen Krankenversicherung in Spanien nicht gewÃ¤hrt werden,
kommt es ebenso wenig an, wie auf die von den KlÃ¤gern unter Beweis gestellte
Behauptung, dass die Ausgaben fÃ¼r alle medizinischen Leistungen im Ausland nur
einen Anteil von 0,29 v.H. an den Gesamtausgaben ausmachen wÃ¼r-den. Es ist
auch nicht erkennbar, dass die spanische Massagepraxis, welche die KlÃ¤ger in An-
spruch genommen haben, vergleichbaren Zulassungskriterien, wie sie diejenigen
nach Â§ 124 Abs. 2 Satz 1 SGB V sind, unterliegen kÃ¶nnte und damit die GewÃ¤hr
fÃ¼r die Erreichung des ver-gleichbaren hohen Gesundheitsschutzes und fÃ¼r eine
zweckmÃ¤Ã�ige und wirtschaftliche Lei-stungserbringung geboten hÃ¤tte. Auf
eventuelle Unterschiede des materiellen Leistungsrechts in der deutschen und der
spani-schen gesetzlichen Krankenversicherung kÃ¶nnen sich die KlÃ¤ger nicht
berufen. Es kommt auch nicht darauf an, wie die Einschreibung der KlÃ¤ger beim
spanischen KrankenversicherungstrÃ¤ger zur Inanspruchnahme der
Sachleistungshilfe zu erfolgen hatte und wann diese Einschreibung den KlÃ¤gern im
Jahre 2000 bekannt gegeben wurde. Auch war nicht entscheidungserheblich, ob
sich die KlÃ¤ger darum bemÃ¼ht haben, in Spanien die
&8222;Sachleistungshilfe&8220; in Anspruch zu nehmen.

Hinsichtlich der zusÃ¤tzlich von den KlÃ¤gern begehrten Feststellung erachtet der
Senat die Fest-stellungsklage nicht als zulÃ¤ssig. Denn die KlÃ¤ger begehren
unzulÃ¤ssigerweise nur die Feststel-lung eines Elements eines mÃ¶glichen
kÃ¼nftigen Erstattungsanspruchs nach Â§ 13 Abs. 2 SGB V, nÃ¤mlich des
mÃ¶glichen Orts der Leistungserbringung. Es handelt sich nicht um die Feststellung
eines abgrenzbaren Teilrechts des VersicherungsverhÃ¤ltnisses, sondern um
Rechte, die nur im Einzelfall bestehen kÃ¶nnen. Die von den KlÃ¤gern begehrte
Entscheidung wÃ¼rde auf die Feststel-lung hinauslaufen, dass eine bestimmte
gesetzliche Regelung besteht und ihre Voraussetzungen stets erfÃ¼llt sind, was
gerade nicht erlaubt ist. Es ist den KlÃ¤gern vielmehr zuzumuten, zumal sie
aufgrund der von ihnen gewÃ¤hlten Kostenerstattung ohnehin bei jeder einzelnen
Ã¤rztlichen Be-handlung, bei der Inanspruchnahme jedes Arzneimittels sowie jedes
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Heil- und Hilfsmittels zu-nÃ¤chst in Vorleistung treten mÃ¼ssen, in jedem Einzelfall
aufgrund der konkreten Inanspruch-nahme von Leistungen, wie Ã¤rztlichen
Behandlungen, Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln, einen Ko-stenerstattungsanspruch
nachtrÃ¤glich geltend zu machen. Hinsichtlich des geltend gemachten
wirtschaftlichen Interesses ist im Ã�brigen zu berÃ¼cksichtigen, dass die KlÃ¤ger
Ã¼ber eine private Zusatzversicherung verfÃ¼gen.

Eine Aussetzung des Verfahrens und eine Anfrage zur Vorabentscheidung beim
EuGH hielt der Senat nicht fÃ¼r geboten. Auf die von den KlÃ¤gern gestellten
BeweisantrÃ¤ge kam es, wie oben dargelegt, nicht entscheidungserheblich an,
abgesehen davon, dass im sozialgerichtlichen Ver-fahren die Parteivernehmung
kein zulÃ¤ssiges Beweismittel ist. Die BeweisantrÃ¤ge waren daher abzulehnen

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Der Senat hat die Revision zugelassen, weil er der Rechtssache grundsÃ¤tzliche
Bedeutung bei-misst (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG).

Erstellt am: 12.11.2004

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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